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Herr Zickenheiner,wie
schockiert sind Sie über den
Entscheid des Bundesrats,
die Verhandlungen über ein
institutionelles Abkommen
abzubrechen?
Gerhard Zickenheiner: Vollkom-
men überraschend war es für
uns, die wir die Verhandlungen
verfolgt haben, nicht. Dochwirk-
lich erwartet habe ich den Ent-
scheid nicht. Eigentlich haben
alle gehofft, dass wir noch eine
Lösung finden, zumal die Kom-
mission in den letzten Wochen
noch auf den Bundesrat zuge-
gangen ist.

Erhalten Sie in Lörrach
auch Reaktionen aus der
Bevölkerung?
Zickenheiner: Es beschränkt sich
vor allem auf politische Kreise.
Betroffene Unternehmer haben
aber auch reagiert, besonders
solche, die von der gegenwärti-
gen Krise betroffen sind. In Lör-
rach haben auch viele Angst, die
in die Schweiz zur Arbeit pen-
deln, denn sie könnten als Erste
von den Folgen betroffen sein.

Was ist in der Region –
auf beiden Seiten der
Grenze – nun zu tun?
Zickenheiner: Wir müssen jetzt
gut zusammenarbeiten. Mehr
denn je sollten wir die politi-
schen Verantwortlichen in der
Region dafür gewinnen, nach
Möglichkeiten zu suchen, wie
sich die Folgen mildern lassen.
Dazu braucht eswohl etwas Zeit
und genaueAnalysen. Zu prüfen
ist insbesondere, wo wir bilate-
ral etwas unternehmen können.
Die Interessenlage ist gegeben.
Auch in der Vergangenheit ha-
benwir das schon getan, zuletzt
bei der bilateral kompatiblen
Corona-App.

WelcheVereinbarungen lassen
sich auf der bisher gültigen
Rechtslage treffen, FrauTobler?
Christa Tobler: Es kommt darauf
an. In Gesundheitsfragen sind
Vereinbarungen möglich, denn
diese liegen in der EU in der
Kompetenz derMitgliedsstaaten.
Beim Warenhandel allerdings
dürfen dieMitgliedsstaaten über-
haupt nichts allein regeln.Schwie-
rig ist es auch in Angelegen-
heiten, bei denen es gemischte
Kompetenzen gibt, etwa bei der
Personenfreizügigkeit – beson-
ders wenn es schon ein Abkom-
men dazu gibt. Möglich sind in
der Schweiz aber einseitige Re-
gelungen: für alles, was in die
Schweiz importiert wird.

AmMittwoch hat Bundesrätin
Karin Keller-Sutter auch
angekündigt, sie prüfe nun
imAuftrag des Bundesrats
mögliche unilaterale
Anpassungen an das EU-Recht.
Bereits in derVergangenheit
wurde beispielsweise das
Cassis-de-Dijon-Prinzip
einseitig eingeführt. Sehen Sie
weitere Felder?
Tobler: Da ist relativvielmöglich.
Nur beschränkt sich dies auf das,

was von der EU in die Schweiz
kommt.Wir sind aber ein Export-
land. Da werden sich die wirkli-
chen Schwierigkeiten einstellen.
Bei Med-Tech-Produkten haben
wir ab heute schon ein Problem,
weil die bisherige Regelung so-
eben abgelaufen ist. Es gibt für
die EU keine rechtliche Pflicht,
bilateraleVerträge aufzudatieren
und Folgen auslaufender Rege-
lungen zu mildern.

Was ist jetzt zu erwarten,
welche Interessen verfolgt

die EU?Muss die Schweiz
nunmit Bestrafungsaktionen
rechnen?
Zickenheiner: Bestrafungsaktio-
nen sicher nicht. Aber Konse-
quenzen sind zu erwarten. Die
EU muss darauf achten, nicht
unterschiedliche Rechtsformen
zu schaffen. Damitwürde sie die
Tür fürweitere Begehrlichkeiten
öffnen.Auch geht es nicht,Nicht-
mitgliedsstaaten besser als Mit-
gliedsstaaten zu stellen.Deshalb
wird es jetzt schwierig. Die EU
wird konsequent bleiben müs-
sen. Sie musste es auch in den
Verhandlungen sein.
Tobler: Also ich muss schon
sagen, in einem Punkt ist die EU
unnötig hart. Bei derUnionsbür-
gerrichtlinie hätte die EU durch-
ausmehrGrösse zeigen können.
Doch das wollte sie nicht. Aus
meiner Sicht ist es sachgerecht,
zu sagen, dass gewisse Teile der
Unionsbürgerrichtlinie nicht
zum bilateralen Recht zählen.
Aber auch das Rahmenabkom-
men würde hier funktionieren,
denn es besagt ja nur, dass dar-
über verhandelt werden kann.
Und bei diesen Verhandlungen
hätte es gute Argumente gege-
ben, Teile der Richtlinie von der
Übernahmepflicht auszunehmen.
Die Schweiz zahlt den Preis da-
für, dass im EWR grundsätzlich
die ganze Unionsbürgerrichtli-
nie übernommenwurde.DasAb-
kommen ist aber nicht wirklich
nur an dieser einenDifferenz ge-
scheitert.

Ist derAbbruchentscheid
des Bundesrats vor allem ein
politischer Entscheid?
Tobler: Ja. Die Folgen wurden zu
wenig bedacht. Ich bin über-
zeugt, die Probleme mit der
Unionsbürgerrichtlinie und mit

den flankierendenMassnahmen
hätten sich lösen lassen. Es ist
mehr als bedauerlich, dass der
Bundesrat diesen Prozess nun
einfach abgeblockt hat.
Zickenheiner: Ich teile diese Ein-
schätzung.Merkwürdig ist auch,
dass man in der Schweiz nun
erwägt, erhöhte Kohäsionsbei-
träge zu bezahlen. Das dürfte
ja viel teurer werden als die er-
warteten Mehrkosten bei einer
Übernahme der Unionsbürger-
richtlinie.
Tobler: Das Missverständnis in
der Schweiz ist, es liesse sichmit
den Kohäsionsbeiträgen etwas
erkaufen.

Was braucht es,
umVerhandlungen
neu aufzunehmen?
Zickenheiner: Das kann sich über
Jahre hinziehen. Den Beschluss
eines Neubeginns fasst nicht die
Kommission. Dazu müssten die
27 Mitgliedsstaaten ein neues
Verhandlungsmandatverabschie-
den. Dafür ist die Stimmung
schlecht.Allerdings: DieKommis-
sion hat nach dem Bundesrats-
entscheid gesagt, aus ihrer Sicht
bleibe die Tür offen, aber hinter
der Tür liegt das institutionelle
Abkommen.
Tobler: Ja, nur für Gespräche auf
der Grundlage des jetzt vorlie-
genden institutionellenAbkom-
mens.Die Schweiz hat dieseVer-
handlungen beendet. Für alles
andere braucht es neueVerhand-
lungsmandate.

Müssenwir uns entsprechend
auf eine lange Durststrecke
einstellen? Nach dem
EWR-Nein in den 90er-Jahren
hat es sieben Jahre bis zu den
bilateralenVerhandlungen
gedauert.

Zickenheiner: Im Fall von Japan
und Kanada hat es nach geschei-
tertenVerhandlungen über zehn
Jahre gedauert.
Tobler: In diesen Jahren sind
grosse Probleme absehbar. Den-
ken wir an die Forschung, an
das fehlende Stromabkommen
oder an ein eigentlich nötiges
Gesundheitsabkommen. Ichver-
stehe nicht, dass dies der Bun-
desrat nicht deutlich stärker
gewichtet hat. Beim Strom, bei
dem die Gespräche schon rela-
tiv weit fortgeschritten waren,

stehen die Versorgungssicher-
heit und die Netzstabilität auf
dem Spiel.
Zickenheiner: Beim Strom sind
grosse Probleme absehbar.Ohne
Europa wird die Schweiz die
beabsichtigte Klimaneutralität
bis 2050 kaum erreichen. Im
schlimmsten Fallwird schon bald
wieder über die Kernkraftwerke
und ihre Laufdauer gesprochen
werden.

Der Bundesrat sprichtweiter
davon, die bilateralenVerträge
zu optimieren.
Zickenheiner: Das Gesprächs-
angebot der EU bezieht sich nur
aufdasvorliegende institutionelle
Abkommen.NeueGespräche gin-
gen nur über eine Rolle rück-
wärts, an denPunkt,woman jetzt
ausgestiegen ist. Ich bin deshalb
gespannt, wie die Öffentlichkeit
in der Schweiz reagiert. Die
AussenpolitischeKommissionhat
ja gefordert, die Folgen eines
Abbruchs und den Plan des Um-
gangs damit vor einem Abbruch
offenzulegen,was derBundesrat
nicht geleistet hat. Meines Wis-
sens sind in der Schweiz 2023
Wahlen. Das dominierende The-
mawäre gegeben.
Tobler: Im Parlament gibt es eine
Motion, die eine Überweisung
an das Parlament fordert. An-
dere Stimmen sagen, der Bun-
desrat habe seine Kompetenzen
überschritten. Es dürfte aller-
dings schwierig sein, solche
Punkte zum Rettungsanker zu
machen. Das Fait accompli be-
steht und lässt sich wohl nur
schwer revidieren.

Was können die Akteure in der
Region Basel, imDreiland dazu
beitragen, das Image der EU in
der Schweiz zu verbessern?
Zickenheiner: Ich habe durchaus
wahrgenommen, dass sich die
Nordwestschweiz in Bern sehr
stark um eine Lösung bemüht
hat. Man ist aber halt nicht
durchgedrungen.Das Imagepro-
blemwurde leider durch die poli-
tischen Massnahmen verstärkt.
Schädlich fürs Image des insti-
tutionellen Abkommens waren
sicher auch die beiderseits ange-
wendeten Repressalien wie die
verweigerte Börsenäquivalenz
und das Zurückhalten der Kohä-
sionsgelder. Ich hättemirdamehr
diplomatisches Fingerspitzen-
gefühl gewünscht.

Wenn Sie sich getrauen,
Herr Zickenheiner, der Schweiz
in der jetzigen Situation einen
Ratschlag zu geben,was
würden Sie vorschlagen, um
dasVerhältnis zwischen der EU
und der Schweiz zu verbessern?
Zickenheiner: Ein Ratschlag steht
mir eigentlich gar nicht zu. Doch
wenn ich jetzt die Perspektiven
anschaue, hoffe ich, dass die
Schweiz nachholt,was sie längst
hätte tun können: den Diskurs
über das Verhältnis zur EU zu
führen. Und sich zu fragen: Wä-
ren wir nicht souveräner, wenn
wir durch das Rahmenabkom-
men zukünftig bei Angelegen-
heiten, die dieVerträge anbelan-
gen, mitentscheiden könnten?

Wie schockiert sind Sie über
den Entscheid des Bundesrats?
Aus für Rahmenabkommen Der Lörracher Bundestagsabgeordnete Gerhard Zickenheiner und die Basler Rechtsprofessorin
Christa Tobler diskutieren über die Auswirkungen des Verhandlungsabbruchs.

26. Mai 2021: Der Bundesrat verkündet den Abbruch der Verhandlungen mit der EU. Foto: Peter Schneider (Keystone)

«Die EU
muss darauf
achten, nicht
unterschiedliche
Rechtsformen
zu schaffen.»
Gerhard Zickenheiner
Bundestagsabgeordneter,
Lörrach

«Es istmehr als
bedauerlich, dass
der Bundesrat
diesen Prozess
nun einfach
abgeblockt hat.»
Christa Tobler
Professorin am Europainstitut
der Uni Basel


